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Straßenausbaubeitrag 

"Vorschläge der Landesregierung wenig hilfreich" 

Der Landtag verabschiedet voraussichtlich Mitte Juni ein neues niedersächsisches 

Kommunalabgabegesetz (NKAG). Als Augenwischerei sieht der Verband Wohneigentum 

Niedersachsen (VWE) die Ideen der Großen Koalition (GroKo). "Die Argumente und 

Vorschläge suggerieren, dass die Landesregierung Eigentümer bei Straßenausbaubeiträgen 

spürbar entlasten und soziale Härtefälle vermeiden will“, kritisiert Geschäftsführer Tibor 

Herczeg die bisherigen Ansätze der GroKo. Die genannten Änderungen hält er für wenig 

hilfreich.  

Denn im Grundsatz halten alle Vorschläge an der umstrittenen Straßenausbaubeitragssatzung 

(STRABS) fest. Anlieger sollen sich weiter mit bis zu achtzig Prozent an den Sanierungskosten 

beteiligen. Nach Vorschlag von SPD und CDU soll Schuldnern ohne ausreichend Vermögen 

lediglich eine Ratenzahlung und eine Senkung der Darlehenszinsen in Aussicht gestellt werden. 

„Eine Tilgung der Schuld in Form von Darlehen ist keine Hilfe“, so Herczeg. Im schlimmsten 

Fall kann die Kommune schon fünf Jahre nach der letzten Rückzahlungsrate erneut an betroffene 

Anlieger herantreten. Auch erreicht eine Senkung der Stundungszinsen in erster Linie jüngere 

Anlieger. Älteren Menschen, die auf dem Kapitalmarkt keinen Zugang zu günstigen Krediten 

haben, bleibt dagegen keine Wahl. Sie sind weiter gezwungen, hohe Stundungszinsen von 

immerhin drei Prozent über dem Basiszinssatz an den Fiskus zu zahlen.  

Grundsätzlich stellt der Verband Wohneigentum infrage, ob Kommunen nach §6 und §6b des 

niedersächsischen Kommunalabgabegesetzes (NKAG) ermächtigt sind, Straßenausbaubeiträge 

zu erheben. Herczeg: „Die historische Rechtsprechung legt den Schluss nahe, dass einmalige 

Ausbaubeiträge nach heutigem Stand sogar rechtswidrig sind“.  

Die einzig gute und gerechte Lösung kann aus Sicht des VWE nur lauten: Weg mit der STRABS 

und Verteilung der Unterhaltungskosten auf alle Nutzer der Straßen. Besonders übel stößt dem 

VWE der Versuch der Parteien auf, quasi „durch die Hintertür“ ein Gesetz zu ändern, das von 

den Gerichten bisher flexibel gehandhabt werden konnte. SPD und CDU sind sich einig, dass 

eine „Kann-Regelung“ die Freiheit lässt, bestehende Vorschläge zu ignorieren. So wird 

vermieden, dass das Land Niedersachsen finanziell für Ausgleich sorgen muss („Konnexität“). 

Herczeg: „Kommen die Parteien damit durch, sind Gemeinden endgültig aus ihrer Pflicht 

entlassen, als Eigentümer der Straßen für deren Unterhalt zu sorgen“.  

Mehr noch: Bisher entschieden die Gerichte, dass Beiträge innerhalb der ersten 25 Jahre nach 

Sanierung oder Erneuerung nur dann erhoben werden dürfen, wenn die Kommune nachweist, 

dass sie in dieser Zeit ihrer Pflicht zum Erhalt der Straßen nachgekommen ist. Schon heute ist es 

daher gängige Praxis, Erneuerungen erst nach Ablauf dieser Frist durchzuführen, um diese 

Nachweispflicht zu umgehen.   

Der Änderungsvorschlag der GroKo stellt also keine wesentliche Verbesserung für betroffene 

Wohneigentümer dar. Die Vorschlagliste ändert daran voraussichtlich wenig. Im Gegenteil. 

Herczeg: "Ein Gesetz nach Wunsch der Großen Koalition kann geradezu als Aufforderung 

gesehen werden, die Straßen zu vernachlässigen. Nachweispflichten entfallen - und nach nur 25 

Jahren können erforderliche Sanierungskosten erneut auf Anlieger abgewälzt werden".  
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Kurzdarstellung: Als „Verband der Nachbarschaften“ setzt sich der Verband Wohneigentum, 

VWE“ (früher: „Deutscher Siedlerbund“) bereits seit mehr als zwei Jahren für die Abschaffung 

der Straßenausbaubeitragssatzung ein. Mit diesem Ziel berät und vernetzt er Haus- und 

Wohnungseigentümer, die ihre Immobilie selbst bewohnen, führt Musterklagen (z.B. gegen die 

Stadt Springe) und mobilisiert bundes- und landesweite Netzwerke. 


